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Beschluss
des Bundesrates

Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und 
des Rates zur Aufstellung des Reformhilfeprogramms 

COM(2018) 391 final; Ratsdok. 9606/18

Der Bundesrat hat in seiner 971. Sitzung am 19. Oktober 2018 gemäß §§ 3 und 5 

EUZBLG die folgende Stellungnahme beschlossen:

Der Bundesrat bekräftigt seine Forderung, dass in der Förderperiode 2021 bis 2027 

die Finanzierung von Maßnahmen zur Unterstützung von Reformzusagen der Mit-

gliedstaaten nicht zu Lasten der in geteilter Mittelverwaltung umgesetzten ESI-

Fonds und der damit einhergehenden regionalen Gestaltungsfreiheit bei der Pro-

grammierung der Mittel erfolgen darf. 
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